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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Im ganzen Land teilten am Nationalfeiertag 2019 die Bundesrätinnen und Bundesräte
der Bevölkerung ihre Gedanken zur Schweiz mit. Dabei wurden unter anderem der
Klimawandel, die EU oder die Schweizer Sprachenvielfalt angesprochen. 
Der Corriere del Ticino berichtete über Ignazio Cassis, der gleich alle vier
Sprachregionen besuchte. In L'Etivaz (VD), Krauchthal (BE) , Zuoz (GR) und Chiasso (TI)
sprach der Bundesrat über die äusseren und inneren Grenzen der Schweiz, welche
sowohl Herausforderung als auch Chance für das Land seien, da sie die Schweiz und
ihre Sprachregionen definierten. Er selbst beabsichtige als Bundesrat, diese zu stärken
und zu vereinen. 
Auch Guy Parmelin hielt einen «Marathon» mit gleich drei Reden, wie die Tribune de
Genève berichtete. In Weissenstein (SO), Rueyres und Étoy (VD) sprach er etwa über die
«symbiose entre l'Etat et le citoyen helvétique» und meinte, die Schweiz habe viel mehr
Potenzial, als dass sie «reale Probleme» habe.
Simonetta Sommaruga besuchte den Naturpark Gruyère Pays-d'Enhaut (FR), wo sie den
Klimawandel ansprach und sich, passend zur Lokation, mit Politikerinnen und Politikern
und anderen Parkbesuchern über die Biodiversität, alpine Landwirtschaftszonen oder
nachhaltige Forstwirtschaft austauschte.
«Unendlich dankbar» war laut dem Blick Ueli Maurer, der den Tag am Fête des
Vignerons in Vevey (VD) feierte. Dankbar sei er für das Land, welches das Resultat harter
Arbeit «Dutzender von Generationen» sei. Die heutige Schweiz verstehe er als deren
Erbschaft und noch immer gelte es, für «Freiheit und Unabhängigkeit» einzustehen.
Ähnlich wie Cassis unterstrich Alain Berset, dass die Einzigartigkeit der Schweiz in ihrer
Kultur- und Sprachenvielfalt liege. In Yverdon-les-Bains (VD) erwähnte er in seiner
Ansprache den Klimawandel, den Zugang zur medizinischen Grundversorgung oder die
Beziehungen zur EU und habe dabei laut der Zeitung «Le Temps» diesbezüglich die
Frage in den Raum gestellt :«[...] en faisons-nous assez»?
Ebenfalls vom Klimawandel und von dessen potenziellen Schäden und Folgen für die
Schweiz geprägt war die Rede von Viola Amherd in Münster (VS). Amherd erinnerte –
entsprechend ihrem Departement – daran, dass eine «funktionstüchtige Armee», der
Zivilschutz sowie der Zivildienst die Bevölkerung jederzeit beschützten und
unterstützten, auch im Falle von Naturkatastrophen.
In der Gemeinde Rorschach in ihrem Heimatkanton St. Gallen holte schliesslich Karin
Keller-Sutter in ihrer Ansprach zuerst bis ins Jahr 1291 aus und skizzierte die lange
Geschichte der Eidgenossenschaft, sprach dann aber auch über aktuelle Themen wie
die EU, die Digitalisierung oder steigende Krankenkassenkosten.

Auch auf der Rütliwiese (UR) wurde traditionellerweise gefeiert, allerdings ohne
Bundesrat, wie die Luzerner Zeitung berichtete: Dort übernahm die Urner
Regierungsrätin und ehemalige Bundesratskandidatin Heidi Z'graggen (UR, cvp) das
Zepter. Das Motto der diesjährigen Feier lautete «Milizarbeit als Engagement für die
Gesellschaft», entsprechend waren der SGV und der Schweizer Feuerwehrverband zu
Gast. Z'graggen ihrerseits sprach neben der Milizarbeit auch über die guten
Beziehungen zu Europa und betonte, dass die Schweiz eine verlässliche und geschätzte
Partnerin der EU sei. Auch den Föderalismus thematisierte sie: Dieser sei etwas, was sie
glücklich mache und sie als «Grundlage für den Erfolg unseres Landes» betrachte.
Als Abschluss der Feier auf dem Rütli schliesslich wurde die Nationalhymne vorgetragen
– mitsamt der viel diskutierten neuen Strophe, welche die Verwalterin des Rütlis, die
SGG, als offizielle Strophe in die Hymne aufnehmen möchte. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Ueli Maurer versuchte in der Frühjahrssession 2021 vergeblich, den Nationalrat davon
zu überzeugen, dass die Motion von Marco Romano (mitte, TI) nicht nötig sei. Es gebe
bereits ein jährliches Reporting über die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung –
so das Ziel des Vorstosses – und ein weiterer Bericht würde die Sensibilität für die
Wichtigkeit der Mehrsprachigkeit in der Verwaltung nicht erhöhen, argumentierte der
Finanzminister. Marco Romano machte hingegen geltend, dass Mehrsprachigkeit für die
Schweiz zentral sei, aber das Deutsche nach wie vor stark überwiege. Die bestehenden
Berichte würden zudem nicht detailliert ausweisen, wie die Sprachenverteilung in den
verschiedenen Departementen, Verwaltungseinheiten und Lohnklassen aussehe. Mit
106 zu 78 Stimmen (7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an und reichte sie
an den Ständerat weiter. Für den Vorstoss stimmten die geschlossenen Fraktionen der
Mitte, der Grünen und der GLP sowie vor allem französisch-, italienisch- oder
romanischsprachige Minderheiten der SP, der SVP- und der FDP-Fraktionen. 2

MOTION
DATUM: 01.03.2021
MARC BÜHLMANN

Auch im Ständerat stiess die Motion der SPK-NR für ein Monitoring von Bewerbungen
auf Bundesverwaltungsstellen, um die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung zu
fördern, auf einstimmigen Anklang. Mit der Analyse von Bewerbungen soll geprüft
werden, ob es aus unterschiedlichen Sprachregionen eine unterschiedliche Zahl von
Bewerbungen gibt, was häufig als Begründung für die Untervertretung sprachlicher
Minderheiten ins Feld geführt wird. Genauere Zahlen würden die Planung von gezielten
Förderungsmassnahmen ermöglichen, etwa spezifischere Anwerbung in den
verschiedenen Sprachgemeinschaften, so die von Kommissionssprecher Stefan Engler
(mitte, GR) vorgebrachte und auch von der SPK-SR einstimmig unterstützte
Begründung. Weil auch der Bundesrat die Motion unterstützte und kein Antrag auf
Ablehnung vorlag, hätten die Zeichen eigentlich auf diskussionslose Annahme
gestanden. Allerdings ergriff Daniel Fässler (mitte, AI) das Wort und wies darauf hin,
dass bei der Umsetzung der Motion allenfalls Schwierigkeiten entstehen könnten, weil
zwischen Herkunfts- und Wohnsitzkanton unterschieden werden müsse. Es gehe dabei
nicht nur um eine Sprachregion, sondern auch um einen kulturellen Kontext, dem man
entstamme. Bundesrat Ueli Maurer versicherte, dass man versuchen werde, die
Herkunft umfassender zu eruieren, etwa auch mit den Angaben dazu, wo eine
Bewerberin oder ein Bewerber zur Schule gegangen sei. Eine «wissenschaftliche
Genauigkeit» gebe es jedoch nicht. Aber der Bundesrat werde versuchen, die Motion so
umzusetzen, dass «nicht nur die Sprachen, sondern auch die Kultur- oder
Herkunftskreise» erfasst würden und in der Verwaltung entsprechend abgebildet
werden könnten. In der Folge passierte der Vorstoss die Kammer dann ohne
Gegenstimmen. 3

MOTION
DATUM: 02.03.2021
MARC BÜHLMANN

Die vorberatende SPK-SR empfahl die Motion von Marco Romano (mitte, TI) für ein
detailliertes jährliches Reporting über die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung
einstimmig zur Ablehnung. Diesem Antrag könne «bedenkenlos» gefolgt werden, so die
Kommission in ihrem Bericht, weil die verlangten Angaben laut Bundesrat bereits im
Reporting des Personalmanagements aufgeführt seien – so etwa im Bericht 2020. 
In der Ratsdebatte im Ständerat wiesen sowohl Andrea Caroni (fdp, AR) als auch
Finanzminister Ueli Maurer darauf hin, dass die Motion als erfüllt betrachtet werden
könne. Der Rat lehnte den Vorstoss entsprechend diskussionslos und einstimmig ab. 4

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

In Form eines Postulats forderte Greta Gysin (gp, TI) den Bundesrat dazu auf, in einem
Bericht aufzuzeigen, ob die sprachlichen Minderheiten in den Führungspositionen der
Swisscom, SBB und Post untervertreten sind. Darauf aufbauend sollte der Bundesrat
Weisungen für die Einhaltung der sprachlichen Vertretung aller vier Landessprachen
bei den höchsten Kadern und der Konzernleitung in den bundesnahen Betrieben
erlassen. 
In der Herbstsession 2022 befasste sich der Nationalrat mit dem Anliegen. Die
Tessinerin warb für ihren Vorstoss damit, dass die angemessene Vertretung aller vier
Landessprachen gerade in diesen öffentlich-rechtlichen Betrieben von grosser
Bedeutung sei, da sie alle sprachregionalen Interessen berücksichtigen müssten. Der
Bundesrat habe zwar Verständnis für das Anliegen und nehme die Vertretung der
Landessprachen in Führungspositionen ernst. Diese Forderungen gingen aber zu weit,
begründete Ueli Maurer im Nationalrat den Antrag der Regierung, das Postulat
abzulehnen. Mit 107 zu 77 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat
gegen den Vorstoss aus; die befürwortenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen sowie von einzelnen Mitgliedern der
SVP-, der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktionen. 5

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
SARAH KUHN

1) LZ, 29.7.19; BaZ, 31.7.19; Blick, CdT, LT, LZ, Lib, TG, 2.8.19; SGT, 3.8.19
2) AB NR, 2021, S. 30 f.
3) AB SR, 2021 S. 35 f.; Bericht SPK-SR vom 2.2.21
4) AB SR, 2021 S. 912; Bericht SPK-SR vom 17.8.21
5) AB NR, 2022, S. 1366 f.
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